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Anlagen.

^ine dritte Beschwerde betrifft die in der allgemeine» Instruction über das Aerfahren bei
Aufnahme des Catasters vom 11. Februar 1822 angeordnete Art der Ermittelung der Rein-
Ertrage der Mühlen und gewerblichenAnlagen. Es wird deßhalb in der Darstellung der
Landtags - Verhandlungen gesagt:

„ Die Stande trugen auf Absetzungdes Nein - Ertrages der Mühlen und Fabriken
„ von dem durch Grundsteuer aufzubringenden Contiugente an. Es ist nämlich
„ »»bezweifelt, daß unter dem von der französischen Regierung festgesetzten Grundsteuer-
„ Contingente der Nein - Ertrag der Mühlen und Fabriken begriffen war. Durch die
„ Instrnctio» von 11. Februar 1822 § 107. wird diese bedeutendeZahl der Steuer-
„ Objecte ganz ausgeschieden,deren Rein-Ertrag aber vom bleibendenSteuer-Eontingente
„ nicht abgesetzt, und hierdurch ist das der übrigen Steuerpflichtigen erhöht worden.
„ Diese Erhöhung ist aber der von des Königs Majestät bestimmt ausgesprochenen
„ Zusicherung, das; das Steuer-Eontingent unverändert bleiben sollte, durchaus zuwider."

Der Gegenstand der Erörterung liegt hier eigentlich in der Frage, welche von beiden
Bestimmungen, nämlich die der französischenGesetzevom 1. December 1790 und 23. Novem-
ber 1738 Art. 8?.: '

X 1^8 lur^es, toiiiiyenux N»uulln8 » e»u, ll vent et 8»? I»»te»ux, I«« 1>»in,

« pul,IIo8 , I<:8 I,Äte:>ux «1e 1>l!>netli88eu8e8 , 1«8 ludrinue« 5 di'i^untei'ie» ,
« tuilerle8, ^,npeteri<:8, vei-i-eiiez et »utle8 w»uulnet»le8 uu u»iu08 ll« toute

« e8^>eee, «uut evnlu«8 ü'l»1»oill, 2 l»i8on äe leur 8Uperlieio, »ur le pieü
» <I«8 iueiI1eui'e8 terre» I-»d<iui>.>,IiIe8,e„8uite i» iai8ou äe leur vnleur Iue»tive,
« enlorile« «ur llix ui,n«l:8; 8u«8 I» lleüuetinu ä'un tiei« <1e eette vuleue,

« pour le lle,,ei'i88eiue,lt et I«8 lil>i8 l1'enli-«>lic:u et «le ,ej,ul'»tion8 , et l>uu»
« ll» liellueliou »U88l lle I» vnleui» »ianuen » I» «unerüeie; »

oder die Bestimmung der Art. 107. der Instruction vom 11. Februar 1822:
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„ Gewerbe und Anlagen, wie Schmieden, Schmelzofen, Wasser« und Windmühlen,
„ Fabriken, Ziegelbrennereien und andere Mamifacturen jeder Art, sofern sie nicht
„ ganz oder zum Theil als Wohnung benutzt werden, sind nur einer einfachen Abschäz»
„ zung unterworfen, nämlich für den Boden, auf welchem sie stehen (nach § 98.).
„ Werden dieselbenzugleich als Wohngebäude benutzt, so wird der hierzu dienende
„ Theil gleich anderen Wohngebäudcn nach § iao. abgeschätzt— "

für die Ermittelung des Carastral - Ertrages der gewerblichen Anlagen zum Zweck einer
Grundsteuer-Veranlagung die angemessenste sey? ob also diejenige Vorschrift, welche die
gewerblichen Bau-Anlagen blos für die Oberfläche des Bodens, welche sie einnehmen, wie
das beste Ackerland abgeschätzt wissen will, — oder die, welche außerdem noch, wie bei den
Wohngebäuden, eine Abschätzungnach dem Micthswerthe verlangt?

Dem Entwürfe der Instruction vom 11. Februar 1822 über das Verfahren bei Auf-
nähme des Catasters sind in den Jahren 181? bis 181» Berathungen von Beamten und
Sachverständigen in den westlichen Provinzen vorausgegangen, bei welchen nicht allein die
Gesetzgebung für die vormals französischenLandestheile, sondern auch die Bestimmungen der
westphälischen, bergischen, hessischenund nassauischen Gesetze berücksichtigt werden musiten.
lieber das nähere Verfahren bei Ermittelung des Miethswerths der gewerblichen Anlage»
schwiegen die franzosischen Gesetze, das lkouuell inölliulli^n« >I<:8 lai« et inzliueliau» ele.
zur I« t!»t»8ti'« ele I» I^iunoa vom Jahr 1811 bestimmte aber im § 388.:

X 1^:» v»I«ur loontive ll'uuo US!»« Ull mnnufÄLlui'L ^ueloau«'!ie «<! enn«l»te
» n»r Io8 I,»ux, «i «I!e e«t Iau«o au nÜ'oilueo; «i eile n'«8l n»8 Inuöo, n»»»

« In eamnnrni«»» uvee Iü8 nianii«lö8 «lo inöme untuie, <^ui 8«i'«ieut louöo»
» <Il»N8 I» eaUllllNU« , »

und fügt hinzu:
« »il no trauvo »ueiin naint <I« eawnni'!»i8an, au oaleule In revonu lilut
« lle8 »u:>ic:!i!>iilli8<!8 an nia<Ilil:li<>U8, un llrlluit le« lrniz «I'nxnlaitulian »l«
X laut« l!8«ül!« ol au «tnl,llt le ievl!nu not, 8,1!' In'iuol nn lllit o»8uito Ie8
« ll«clu«lil!ii8 »««oili««« ei «In88U8. »

Diese letztere Vorschrift, welche sich offenbar über das Gebiet der Grundsteuer hinaus in
eine unausführbare Ertrags ° Ermittelung und Besteuerung des in einem Gebäude betriebenen
Gewerbes verirrte, ward indessen schon durch ein Circular vom 31. August 1818 wieder abgeändert
und dafür folgende substituirt:

u 8'il NL 8« Irauvo nueun I»!>!I, ^ni N,li88e 8ervir <I« nniüt <Io eninn»i!il8au >

« 1'o»«<!rl ölülilit I« ni>ix ll« eelte uzin« 8lir <iol»!, ^il'ello l,vi>>1 clnn8
» I'nnelünne in»1ill!o, ot 8i eotle <!8ti,n!>lian 8'Öenrl« tian ,1» i^vunu ^oel,

« il NLut I'n,iz>inenlor l!»i,8 1» ni'ai>ui'tlan, nil 1l!8 ni'nn,iolo8 ll« In oaiüiiniuc:
« ant «lö »UAUi«ntuu8 nur lo i<>8!ill!>t llr I'«xne>t!8N. »

Hierdurch war aber wenig geholfen, und das Verfahren bei Ermittelung des Micthswerthes
der zum Gewerbsbetricb bestimmten Gebäude blieb, nach wie vor, immer ungewiß.
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Für die ehemals Bergischen Lande ertheilt die Ministerial-Instruction vom 31. Mai 1803
den vorstehend erwähnten ähnliche Vorschriften; das westphälischeGrundsteuer-Gesetz vom
18. August 1808 aber bestimmt im Art. S3.

„ die Gebäude, welchezu den Hammer- und Hüttenwerken, Fabriken, Manufac.
„ turen, Mühlen und andern Gewerken gehören, sollen nur nach Verhältnis; des
„ Erdreichs, welches durch sie der Cultur entzogen wird, und zwar dem besten Acke»
„ lande in der Gemeine gleich, veranschlagt werden. "

Nach § 13. der nassauischenVerordnung vom "/,, Februar 1808 sollen
„ die Grundflächen von Häusern und Gebäuden aller Art, mit Inbegriff der Gewerbs»
„ gebäude, Mühlen, Hütten und Hammerwerke u. s. w. und der dazu gehörigen
„ Hofwirtheplätze, ohne vorgängigeAbschätzung,im Steuer-Kapitale angeschlagenwerden,
„ für jeden Morgen, oder Nurhe Grundfläche, nach dem Gütermaas! der Gemarkung
„ worin sie gelegen sind, oder woran sie grenzen, wenn die dazu gehörigen Gebäude
„ein- oder zweistöckig sind; in Ortschaften, deren Bevölkerung unter 1500 Seele»
„ bleibt, mit dem doppelten Betrage des Steuer-Kapitals, worin ein Morgen des
„ besten Wiesen- oder Gartenlandes in der nämlichen Gemarkung angeschlagen ist, in
„ Ortschaften von 1500 Seelen und darüber mit dem vierfachen Benage des Steuer-
„ Kapitals n. s, w. "

Für das Herzogthun! Westphalen bestimmte die Verfügung der GroscherzoglichHessischen
Regierung zu Arnsl'erg vom 4. September 1813 § 8., daß die Gebäude in diesem Lande nach
denselbenGrundsätzen, wie in den beiden andern Provinzen des Grosiherzogthunisneu abgeschätzt
werden sollten. Diese Grundsätze sind an sich in der von der Hof-Kammer zu Gießen
unterm 17. Januar 1810 ertheilten Instruction wie folgt angegeben:

„ der Kapitalwerth von Gebäuden ist einem zu 4 i»in Oent angelegten Kapitale gleich
„ zu achten , und daher '/^ tel des abgeschätztenbilligen Kalifwerths als deren Steuer-
„ Kapital anzusetzen."

„ Für Mühlen und Hammerwerke ist '/^tel des zuvor durch Sachverständige auszu^
„ mittelnden billigen Kaufwerths zum Steuer-Kapital anzusetzen."

Unter diesen verschiedenen Bestimmungen mußte nun eine Wahl getroffen werden.
Die mit der Entwertung der Cataster-Instructionen beauftragte Commissionschlug diejenige

vor, welche in der allgemeinen Instruction vom lt. Februar 1822 beibehalten ist, und sich
em westphälischcn Gesetze anschließt, wahrscheinlichdeßhalb, weil auch die zur Landwirthschaft

benutzten Gebäude, als Scheunen, Kornböden, Keller, Kelterhäuser und Viehställe, ebenfalls
nur einer Schätzung und Besteuerung nach der Grundfläche, welche sie einnehmen, unterworfen sind.

In der That ist es auch schwierig, eine Abschätzungs - Methode für den Ertrag der
zum Gcwerbsbetricbe bestimmten Gebäude aufzufinden. — Maschinerien und Geräthe tonnen
durch eine Grundsteuer nicht betroffen werden, und eben so wenig andere besondere bauliche
Vorrichtungen, welche bei einer veränderten Bestimmung des Gebäudes ihren Werth verlieren.
Pachtungen, welche sich lediglich ans die Benutzung des innern Raumes eines Gebäudes zu
irgend einer Fabrik-Anstalt beschränken, werden überdies selten vorkommen.

d
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Indessen kann man, besonders hinsichtlich einiger Classen der zum Gewcrbsbetrieb

bestimmten Räume, über deren Heranziehung zur Grundsteuer andere Ansichten hegen, und
deshalb ist in dem Landtags - Abschiede verordnet worden, das; dem nächsten Provinzial-
Landtage eine Veranlassung zur näheren Begutachtung dieses Gegenstandes gegeben werden solle.

Soviel geht aber aus dem Gesagten hervor, dasi die gewählte Abschäliungs - Methode
der zum Gewerbs-Betrieb bestimmten Gebäude nie einen Grund abgeben tan», um eine
Verminderung der Steuer-Contingente zu verlangen.

Die Abschätzungs-Principia für das Catastcr waren bereits vor dem Erlasse der aller¬

höchsten Kabinets - Ordre vom 26. Juli 1820, welche die Zusicherung wegen der Nichtcrhöhung
der Grundsteuer enthält, festgestellt, wie aus dem Inhalt derselben klar hervorgeht, indem
darin genehmigt wird.- daß mit der Aufnahme des Catasters unter Zugrundelegung der schon
ertheilten Instruction fortgefahren werden solle, und überdies waren die von der franzosischen
Regierung festgesetzten Grundsteuer ^ Contingente, bei denen auf die höhere Besteuerung der
gewerblichen Anlagen gerechnet seyn soll, nicht einmal beibehalten, sondern für die Provinz
Westphalen theilweisc bedeutend ermäßigt und im Regierungs - Bezirke Minden durch Wieder¬
einführung der alten Grundsteuer ganz beseitigt.

Eine Gleichstellung der Abschätzungsgrundsätze, die in den Verordnungen der vormaligen
Landesherren, welchen Theile der westlichen Provinzen angehörten, zwar im Allgemeinen
gleichmäßig, im Einzelnen aber mehrfach abweichend aufgestellt waren, mußte bei der Wieder¬

aufnahme der Eatastrirung, wenn solche als allgemeine Grundlage der Steucrverthcilung dienen
sollte, in irgend einer Art erfolgen, und unmöglich kann dieser oder jener Bezirk deshalb einen
Anspruch an die Staatskasse machen, weil nach diesen Abschätzungs-Principien ein oder ein
anderes Steuer-Object nun geringer als früher für die Vertheilung des beibehaltenen Steuer-

Eontingents zum Anschlag gebracht wird, um so weniger als sich die Abänderungen im Ganzen
ausgleichen, indem z. B. im Herzogrhum Westphalen und in den vormals Nassauischen Ländern
die Wohngebäude jetzt weit höher, als nach den frühern dort geltenden Grundsätzen abgeschätzt
worden, wodurch der steuerbare Gesammt-Rein-Ertrag sich, in größerem Maaße vermehrt hat,
als er durch die veränderte Abschätzungswcise der gewerblichen Anlagen in den vormals franzö¬
sischen Landestheilen vermindert wird.



N e n K s ch r i t t.
die Anträge der westphälischcn und der rheinischen Provinzial-Stände auf

Ermäßigung des von den Provinzen bisher entrichteten
Grundsteuer- Contingents betreffend.

^ie Stände der Provinz Westphalen und der Rheinprovinz haben bereits auf den in den Jahren
18^/29 und 18^/51 für Westphalen, sowie in den Jahren 1828 und 1830 für die Nheinprovinj
abgehaltenen Landtagen die Ausdehnung der Grundsteuer-Revision auf die andern Provinzen
der Monarchie, und, in der Voraussetzung, daß diese letzterenProvinzen mit einer nach Maaß¬
gabe ihres Boden-Ertrags weit geringern Grundsteuer belegt seyen, die Ausgleichung der Grund¬
steuerleistung unter sämmtlichen Provinzen der Monarchie, somit eine Heruntersetzung der
vermeintlich zu hohen Grundsteuer jener beiden westlichenProvinzen in Antrag gebracht.

Die Regierung hat nicht gesäumt, sobald ihr diese Wunsche und insbesondereaus den
Anträgen auf dem Lten westphälischenLandtage die Begründung dieses Anspruchs auf eine ver¬
meintliche Begünstigung der östlichenProvinzen bekannt wurden, deren gründliche Erörterung
zu veranlassen, und die Resultate der letzteren den Ständen der rcclamirenden Provinzen mit
derjenigen Offenheit mitzutheilen, durch welche allein das Vertrauen zwischenden Vertretern der
einzelnen Provinzen und einer die Gesammtheit der Letzter» mit gleicher Sorgfalt umfassenden
Verwaltung aufrecht erhalten werden kann.

Die Denkschrift vom 18. Mai 1830, welcheauf Befehl Seiner Majestät dem Abschiede
für den zweiten westphälischenLandtag und weiterhin auch dem Abschiede für den dritten
rheinischen Landtag beigefügt wurde, entwickelt auf den Grund sorgfältig geprüfter statistischer
Daten die näheren Verhältnisse der Leistungsfähigkeit in den sämmtlichen Provinzen der
Monarchie, stellt sodann die wirklichen Leistungen der westlichen und der östlichenProvinzen
vergleichendgegen einander, und gründet auf die Ergebnisse dieser Vergleichung den Schluß,
daß die von den Ständen nur im Allgemeinen und ohne allen näheren Erweis behauptete Ueber-
bürdung der ersteren gegen die letzteren Provinzen, schon im alleinigen Bezug auf die beiderseitigen
Grundsteuer-Leistungen, der Wirklichkeit nach, nicht bestehe, und bei Mübcrücksichtigungdes
verschiedenartigenBeitragsverhältnisscs zu anderen Staatslastcn sich vollends erledige.
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Bei den jüngste» Landtagen in der Provinz Westphalen und in der Rhein-Provinz sind
jene Antrage gleichwohl abermals in Frage gekommen und durch abermalige Petitionen zur
AllerhöchstenEntscheidung gestellt.

Der Antrag der westphälischenProvinzialstände lautet:
auf gleichmäßige Steuer-Vertheilung,

während das Gesuch des rheinischen Landtages
auf eine, vorbehaltlich der allgemeinen Steuer-Parisication, zu verfügendeErmäßigung
des Steuer-Eonringents der westlichenProvinzen um ei» Vicrtheil

gerichtet ist.
Beide Antrage sind hiernach insofern als identisch zu betrachten, als dasjenige, was im

zweiten erbeten wird, auf derselbe»Voraussetzung beruhet, welche der ersteren Petition ebenfalls
zum Grunde liegt.

Wenn »u» —> wie obc» bemerkt ist — die Staats »Regierung sich bemüht hat, jene schon
früher geäußerte Voraussetzung, als seyen die westliche»Provinzen im Vergleich zu den östlichen
überbürdet, durch aktenmäßigeZusammenstellungen zu widerlegen, so hätte wohl gehofft werde»
können, daß bei Wieder>Auf»ahme desselben Antrags die Nothwendigkeit erkannt seyn würde,
jene frühere Widerlegung zu entkräfte».

Die Petition der westphälischenStände läßt von einer solchen Widerlegung wenig oder
gar nichts wahrnehmen.

Es wird i» derselben auf das Gesetz vom 2?. October1810 und auf de» Eingang zum
Gesetze vom 30. Mai 1820 Bezug genommen; hingegen die Modifikation, welche ersteres Gesetz
durch das spätere vom 7. September 1811 erlitten hat, und die Bedingung, an welche nach
dem Gesetze vom 30. Mai 182« die weitere Ausdehnung der allgemeinen Steuer-Reform
geknüpft worden ist, mit Stillschweigen übergangen, während auf beide gleich wesentlichePunkte
in der De»kschrift vom 18. Mai 1830 ausdrücklich hingewiesen war.

Es wird ferner ohne alle» Nachweis die Behauptuug aufgestellt, daß die Staats-Abgade»
nach langen Friedens-Jahren noch jetzt beinahe «0 Prozent mehr betragen, als im letzten
Jahre der Fremdherrschaft. Es ist aber erweislich die Grundsteuer in der Provinz Westphalen,
ihrem Gesammt-Betrage nach, nicht erhöhet, sondern ermäßigt, und deren Abtrag durch die
seit einer Reihe von 20 Jahren vermehrte und einträglicher gewordene Masse der steuerpflichtigen
Objecte, sowie durch die gleichere Vertheilung der Last erleichtert worden. Die Klassen- und
Gewerbsteucr erträgt allerdings mehr, als die an deren Stelle aufgehobenen älteren Personal- und
Patentsteuern :c., dies wird jedochdurch die geringeren Sätze der dermaligen indirecten Steuern
(Zölle, innere Consumtionsabgaben, Stempelsteuer und Salzmonopol) gegen die früher» gleich¬
artigen Abgaben unter der Zwischenherrschaftmehr als ausgeglichen, wobei die damaligen
Leistungenund Abgabenerhohunge», welcheder Kriegs-Zustand mit sich brachte, »och ganz außer
Anschlag bleiben. ^)

«) Die Behauptung, daß tie Staatiabgabcn sich um 80 Pr°,cnt «cgen die frühere Zeit erhöhe! hätten, ist ü!>er>
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Zum Nachweis der Ueberbürdung der Provinz Westphalen im Vergleich gegen die östlichen
Provinzen wird dann ferner eine Verglcichung der Grundsteuer-Beträge in der Stadt Münster
gegen die Residenzstadt Berlin aufgestellt, wornach Letztere ziemlichum die Hälfte zu wenig
Steuer geben würde. Die Vergleichung würde sich anders und minder auffallend stellen, wen»
die Mieihsernäge in Berlin nach denselben Grundsätzen ermittelt wären, welche bei dem rheinisch-
westfälischen Cataster zum Grunde liegen.

Aber selbst in dem angenommenen Verhältnis; sind Steuer-Begünstigungen von gleichem
Belange auch in dem westlichenTheile der Monarchie vor der Anlage der Cataster häufig vor¬
gekommen. Die bei der Ausgleichung der Grundsteuer-Last — welcheallein durch das Cataster
bezweckt wird — eingetretenen Erhöhungen der früher zu gering besteuerten Gemeinden sind
nicht den Staats-Einnahmen zugewachsen, sondern zur verhältnißmäßigen Entbürdung der zu
hoch Belasteten in dem westlichen Cataster - Verb ande allein verwendet. Will man
daher auch annehmen, daß die Residenz in dem zur Staatskasse fließenden Grundsteuer-Quantum
vcchältnißniäßig zu gering angesetzt sey, so könnte, was sie bei einer anderweiten Vertheilung
der Last mehr zu leisten hätte, immer nicht unmittelbar auf das Grundsteuer-Contingent der
westlichenProvinzen einwirken, so wenig als umgekehrt den östlichenProvinzen die Steuer-
Erhöhung zu gute gekommen ist, welche unrcr andern im speciellenBezüge auf die Stadt
Münster beinahe das Döbelte der vor Eintritt der Catastral-Ausgleichung entrichteten Grund¬
steuer bcirägt.

nommen »us einem im Jahre iN33 erschienene» Werte: "Preußen und Frankreich" welches auch in der
Denkschrift der rheinischen Prooiuzial» Stände ausdrucllich allcgirt wird, und <u,f welches sich auch die dort
ausgesprochene» Vermuthungc» und Ueberzeugungen uon der Unucihältoißniäßigkeit der Grundsteuer in den
westlichen Provinzen mchrenthcils gründen. Bei einem großen Reicht»!,,» an Zahlen-Berechnungen und Vcr-
glcichungen ist jenes Wert sehr geeignet, denjenigen Theil des Publikums, welcher den Werth dieser Zahlen
nicht genauer Prüfe» kaun, für sich einzunehmen. Bei c,»er genauern Prüfung »der bleibt dem Verfasser

zwar eine löbliche Sorgsamkcit in Aufsuchung der Daten zu den angestellten Vergleichnnoen nachzurühmen,
dagegen sich fast überall, wo es »u» »uf weitere, aus jenen Zahlen abzuleitende Vermuthungen und Fol»
gerungen ankommt, und i» der Gegcncinanderhattuug der unmittelbar gegebenen Zahlen selbst, der Sharattcr
einer Vartheischritt nicht ocrlaugnet, soier» man letzteren dahin aussprcchcn will, daß es bei einer solche» Schrift

nicht sowohl auf unbefg»gene Crörtcrnng der Thatfachcn zu dem Zwecke, um aus ihnen erst die allgemeinere
Wahrheit zu sinden, als vielmehr auf die HcrbcisHaffung der BcwcizmiUcl sur ein in. Voraus als feststehend
angcnommcnes Ariom ankommt.

Nach den Bcrcchnnngen in ,cncr Schrift foll unter andern der Beitrag des Regierung«-Bezirks Aachen zu
der Sicucr oon inlandijchcm Weine ungc^fr WUU Rthlr. mehr bclragcn, als der frühere Beitrag des franko«
sischenNocr-Departements zu dcu französischenGctränkestcuern, welche bekanntlich den Haupttheil der «Iroitz

>->;»„!»sieht ennti'i!»«!,!«,!,« lüllipeete«) ausmachen. Die Berechnung, aus welcherdie« Resultat heroorgeht,
ist iu der Art angelegt, daß auf der einen Seite der wnhcil des Rocr «Departements an den, Gcsammtaus-

kommen der damaligen französischenGeträukesteuer »och nicht zu '/ des Ganzen angcnommcn «ird, während
er »ach den, Be.'olkcruügsperhältnisse etwa '/„„ bclr,!,',en mußte, ^tu, der andern Seite aber genngtc dem



Es wird ferner, um eine Ueberbürdung der beide» »restliche» Provinzen i» ihrer Gesammt¬
heit gegen die östlichere»Landestheile als wahrscheinlichdarzustellen, auf die in letzteren »och in
erhöheceremMaaße als im Westen bestehenden Grundsteuer-Exemtionen hingedeutet, und für
deren vorlängst schon bezweckteAufhebung das Gesetz vom 27. October 1310 angeführt. Es
würde aber bei gleichzeitiger Rücksichtnahme auf das spätere Gesetz vom ?. September 1811
eingeleuchtet habe», daß eine im Sinne dieses letzter» Gesetzeszu bewirkendeAusgleichung sich
ebenfalls zunächstnur auf den Bereich der Provinz, innerhalb deren sie eintritt, erstrecke» kann,
wogegen sie auf das Steuerverhältnisi einer entfernteren Provinz nur in so weit einzuwirken
geeignet ist, als nachzuweisen wäre, daß das gesammte ertragsfähige — ob steuerpflichtigeoder
steuerfreie — Grund-Eigenthum der reclamirenden Provinz zu einer nach Maaßgabe des Rem-
Ertrags höheren Steuer herangezogen sey.

Daß ein solches Mißverhältniß zwischenden westliche»und den ostlichen Provinzen wenig¬
stens bei weitem nicht in einem solchen Maaße, als früher von den Ständen behauptet worden,
obwalte, war in der oben allegirten Denkschrift vom 18. Mai 1830, unter amtlicher Angabe
der in de» östliche» Provinzen aufkommenden Grundsteuer Summen, dargelegt.

Die jetzt vorliegende Petition der westphälischen Stände will es bezweifeln, ob diese

Verfasser, um den Beitrag de« ictzigcn Regierung« »Bezirk« Nachen »n der Treuer von inländischem Nein zu
ermitteln, die au« amtlichen Quellen zu entnehmende Etatssummc jener Steuer für die Mein »Provinz zu

133,000 Rthlr. nicht, cr stellt vielmehr die Steuer auf 320,000 Rthlr. fest, d, i. auf ziemlichdas 2'/^ fache
der richtigen Summe, und berechnet dann nach dicfcr festgestellten hohern Summe den Beitrag de« Regi«.
rrmgs - Bezirk« Aachen nach den, Bcvölkcrungsuerh all nist.

Bei den Flustzöllcn und ilanalgcfallcn wird, w» es auf die frühere französischePeriode ankommt, dem Rocr»
Departement von dem damaligen Gesan,mt°Einkommcn zu ?,ll!10,000 Francs (unter welchen, da« Rhein^ctroi
mit ungefähr ll Millionen Franken begriffen ist) dem Bcvöltcrungsvcrhältniß >.ach V>4° »" Last gestellt mit
U3.000 Francs oder 14,000 Rthlr,

Für die neuere Periode hingegen wird es besser gefunden, da« Rhein» Octroi. zu welchem ießt bekanntlich
»Uc Binncnschifffahrt gar nicht« beiträgt, als eine nur der Rheinvrovin, obliegende Last anzusehen, wo dann
uon dem auch hier willtuhrüch hoher angenommenen Ertrage, »uf den Regierung«.Bezirk Aachen zwischen '/^
und '/, de« letzter« mit 0<l,000 Ntblr, treffen sollen.

Bei der Salz-Abgabc soll früher unter französischerHerrschaft eine Lonsnmtion uon nur t3, ictzt von l6 Pst,
Sal, ans den Kopf der Bevölkerung zu rechnen seyn.

Bei den üinnahmcn au« der Lotterie wird für die ältere Periode der Antheil de« Rocr Departement«,

weil dessen Bewohner wenig in der Lotterie gespielt hätten, , ur mit ^/, seiner Bevölkerung in Anschlaggebracht,
während die Bewohner des irrigen Aachener Regierung«-Bezirk« zu dem (auch hier wiederum gegen die
Wirklichkeit zu hoch angenommenen) Brutto »Lrlrage der Lotterie voll nach dem Beoolkcrungöucrhgltnist in
Anschlag kommen. Bei dergleichen calculatorischer Nilikuhr, welche sich fast durch alle "0 Positionen einer »,,i
vielem Anschein von Gründlichkeit zusammengestelltenTabelle nachweisen läßt, mag e« wenig auffallen, wen»

>c„c Tabelle mit einem Mehrbeträge der damaligen Belastung uon mehr als OOO/i» Rthlr, für den
Regierung«»Bezirk Aachen gegen das ehemalige Roer »Departement abschließt.



unter verschiedenen Benennungen aufkommendenAbgaben auch wirklichden Charakter der Grund»
steuer haben und nicht vielmehr als Domainen- oder sonstige (?) Gefalle anzusehen seyen. »)

Die Stände hätten aber hierin der Einsicht der Regierung und der Ordnung in unserm
Emtswesen wohl dahin vertrauen können, dasi ihnen hierüber nichts vorgelegtworden sey, was
nicht nach einer sorgfältigen, neuerdings noch in Folge des allgemeinen Abgaben-Gesetzes vom
30. Mai 182» nothwendig gewordenen, Sonderung der verschiedenenStaats-Einnahmen wirklich
zu den landesherrlichen Realsteuern gehe« und in Hebung ist.

Endlich wird die Vermuthung, dasi die Prori,,z THestph.ilen m der Grundsteuer über-
bürdet seyn müsse, noch daraus hergeleitet, dasi die Grundsteuer der östlichen Provinzen in den
lel-cen tOO Jahren nur geringe Veränderungen erlitten habe, während die Grundsteuer der
Provinz Westphalen gegen den Zustand im Jahre 189« sich mindestens verdoppelt habe. Hier,
von aber beruht

") Auch dies« Zweifel verdankt wahrscheinlich dem schon weiter oben angeführten Werke "Preußen und Frankreich-
seinen Ursprung.

Der Verfasser dieses Buches hat es unternommen, »uf den Grund der CatastraLAbschätzungim Regierung«-

Bezirke Nachcu, den Reinertrag des Grund »Eigenthums in sämmtlichen Provinzen der Nenarchie festzustellen.
Der Boden »Ertrag in Sachsen (immer nach Quadrotmcilcn gemessen), ist: > den, Catastral. Ertrage des

-Aachener Ncgicruugs'Beiirki, mit Wcglassung jedoch des am mindest fruchtbaren Kreises Malmcd», gleich,
>>Die Schiesser werden sich ^ wird fortgcsahrcn — nicht über eine Ueberschätznngihrer Bodenflächen
» beschweren, wenn ich — der Verfasser ^ dieselben mit dem Regicruugö»Bezirke Aachen, nach Ausschluß
,- zweier der ergiebigsten Kreise Aachen und Iulich gleichstelle. Tic Brandcnburgischcn Bodenflächen vergleiche ich

nur mit denen der fünf unfruchtbarcu Kreise des Rcgicruugs »Bezirks Aachen, nämlich Eupcn, Heinsberg,
,, Nalmcdy, Monljoic und Schleidcn ^ u, s. w.

Daß man aus diese Weise, ohne den Schreib» und Ncchcnlisch zu verlassen, mit leichter Mühe die ganze
bewonnte und unbewohnte Erdoberfläche eatastriren kann, ist schon in ander» Bcnrlbcilungcu des Buchs rühmend
anerkannt. Wo es nun aber zu einer Vergleichuug der wirklich anfkommcndcn gegen die »ach dieser ideellen

Catassrirung zu veranlagende Grundsteuer kommt, genügt dem Verfasser, um das liier»» p>'<>I».'>n!tiiin—
»ie Ucberlastung des Westens im Vergleich gegen die östliche» Provinzen — desto sicherer nachzuweisen, eim
einfache OcgcneinandcrNcllung der Zahlen noch nicht; sondern es wird nun weiter angenommen, daß ein Theil
der unter den, Namen von Grundsteuern aufkommenden Abgaben in den östlichen Provinzen gar nicht die Natur
einer Slcuer habe, sondern als Domainen.Rcvenuc betrachtet werden müsse, wofür da»n wenigstens abgerechnet
welchen müsse»! für Schlesien il Prozent, für Lachsen, Posen und Brandenburg tv Prozent, für Pommern
u»v Preußen lü'^ Prozent des etatmäßigen Grnndssener-Anfkommeus,

Käme es daraus an eine Parthcischrist im entgegengesetztenGinne zu schreiben, um nachzuweisen, daß die
östlichen Provinzen iu, der Steuer gegen den Wessen überbürdet scvcn, so würde sich mit viel größerem
Ampruche »nf innere Wahrscheinlichkeit die Behauptung dahin aufstellen lassen!

daß in dcuicnigcn Provinzen, in welche» sich die Grundsteuer. Einrichtung ans den Dominia!» Verhältnissen
herausgebildet hat, und wo der Einführung einer neuen Grundsteuer eine so gewaltsame limgcstaltuug der
gruudherrlichcu Verhältnisse, als i» dem größeren Theile der westlichenProvinzen nicht vorangegangen, oder
gleichzeitig ersolgt ist, ein guter Theil der noch ietzt neben der Grundsteuer zu entrichtenden Dominial-

Abgaben ursprünglich aus auferlegten Steuern entstanden se>,; und daß man also, um die wirklich steuer»
artige Belastung der Provinzen zu finden, der unter dem Namen von Grundsteuer erhobenen Abgabe »och
einen Theil der Domiüia! »Vrassat'oncn zusetzenmilssc,

2-
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1. die behauptete Unverändertheit der Grundsteuer für die Provinzen Sachsen, Schlesien,
Posen und den westlichen Theil der Provinz Preußen völlig, und im mindern Maaße
auch für die Provinzen Brandenburg, Pommern und Ostpreußen — wo überall die
Ritterpferdsgelder hinzugetreten und der Servis der Städte erhöhet ist —> auf einem
Irrthume.

Es ist ferner
2. auch die behauptete Verdoppelung der Grundsteuer in der Provinz Westvhalen gar

nicht als richtig anzuerkennen. Gegentheils geben die altcontribuablen ( schatzpflich-
tigen) Grundstücke in den altpreußischen Bestandtheilen der Provinz jetzt im ganzen
kaum mehr, die geringern Classe» der Grundbesitzer vielfältig selbst weniger Grund¬
steuer als vor dem Jahre 1806, und die Erhöhung trifft hauptsächlich nur die
ehemals exemtcn lind diejenigen Grundstücke, welche früherhin wegen gutsherrlicher
Leistungen geringer besteuert waren. Für ehemals eremte Grundstücke mangelt es zur
Wiederherstellung der unter der Fremdherrschaft aufgehobene» Steuerfreiheit an allem
Nechtsgrunde; und wegen der lctztgedachten— mit gutsherrlichen Lasten beschwerte»—
Grundstucke wird es der Gesetzgebung vorbehalten bleibe» müssen, Auskunft zu einer
anderweiten Erleichterung der Pflichtigen zu treffe».

Wem, endlich
3. für andere Theile der Provinz, welche vor dem Jahre 180« nicht zu der Preußische»

Monarchie gehörten, seit jener Zeit und insbesondere während des Zeitraums von
180«—1813 allgemeinere Erhöhungen der Grundsteuer eingetreten sind, so darf nicht
übersehe» werden, daß eben in jene» meist ehemals geistliche»Besitzungen das Steuer-
Verhältuisi überall sehr mäßig war, wie sich dies unter andern schon daraus crgiebt,
daß unerachtet jener schon während der Zwis.hcnherrschaft stattgcfundene» Erhöhungen
sich die Steuer jener Landescheile durch die Eatastral - Ausgleichung — hier nur zu
Gunsten anderer höher Belasteten — noch gesteigert hat.

Die Petition der rheinischenStände sucht den Antrag auf Parisication der westliche»
mit de» östliche» Provinzen durch ein specielleres Eingehen auf den Inhalt der mehrmals
erwähnten Denkschrift vom 18. Mai 1830 zu rechtfertige», ohne jedoch die Gesichtspunkte,
aus welche» jene Denkschrift bei der Gegeneinanderstellung mehrerer statistischen Daten für
die östlichen und für die westlichen Landcscheile ausgeht, überall richtig aufzufassen.

Die ministerielle Denkschrift hatte unter andern statistischenDaten auch die Zahl der in
den östlichen und westliche»Provinzen befindlichenPrivatwohnqcbäude gegeneinander gestellt.
Es wurde angenommen, als sey der steuerbare Ertrag eines Wohnhauses in den östlichenuud
in den westlichen Provinzen, im großen Durchschnitt einander gleich, was wenigstens nicht
zum Nachtheil der westlichenProvinzen gereichen konnte. Das Cataster der westlichenProvin¬
zen, soweit es damals vollendet, ergab ferner, daß der Rein-Ertrag, also die Steuer von
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Gebäude» i« Prozent vom Gesammt - Ertrag, also von der gesammten Steuer vom Grund-

eigenthume ausmache, und es lag kein Grund vor, um anzunehmen, das; bei Anwendung
Weicher Catastcr-Principien auf die ostlichen Provinzen sich dies Verhältnis! dort anders gestalten
werde. Wie sich also jene 16 Prozent der Gesammtsteuer, so mußte sich auch das Ganze,
von welchem die Prozente entnommen, verhalten.

Das Verhältnis! der Hauserzahl in den ostlichen zu den westlichen Provinzen aber ist wie
e»8 zu 302;

und so würden sich also unter obigen Voraussetzungen auch die in einem und dem anderen

Landesabschnitt aufzubringenden Grundsteuern verhalten müssen.
Das Verhältnis; der wirtlich aufgebrachten Grundsteuer ist wie

«89 zu 3li;

also bis auf » pr» will« mit ersterem zusammen treffend.
Die Anlage zur Petition der rheinischen Stände, auf welche die letzteren sich beziehen,

bemerkt hierüber, daß doch immer nur Vechältnißzahlen und Gleichungen 'angegeben seyen,
nicht aber, wie viel die Haussteucr in den östlichen Provinzen wirklich betrckge.

Die hienach desiderirte Angabe läßt, sich nicht liefern, weil in dem grö'siten Theile der
ostlichen Provinzen eine besondere Haussteuer auf dem platten Lande nur insoweit unter dieser
besondern Bezeichnung erisiirt, als die Wohnstelle!, nicht mit einem großer» contributions-
Pflichtigen Compler von Grundbesitz verbunden sind. Wäre dies aber auch nicht, so könnte
jene Angabe nur dann von Nutzen seyn, wenn die Besteuerung des unbeweglichen Besitzthums in
den östlichen Provinzen bereits überall nach den Grundsätzen für die westlichen Provinzen
stattgefunden hätte, also wenn eben das schon geschehen wäre, was die Stände dermalen in
Anspruch nehmen: während die Aufgabe der Denkschrift nur die seyn konnte, zu erönern, ob
nach den vorhandenen statistischen Daten sich die behauptete Ueberbürdung in der gesammten
Grundsteuer-Leistung des einen gegen den andern Landesabschnitt als richtig, oder auch nur

als wahrscheinlich ergebe.
Es waren in der Denkschrift ferner auch die Pachterträge der Domainen-Vorwcrler m

den östlichen Provinzen verglichen gegen die Catastral - Erträge im Westen.
Hiergegen wird eingewendet:

daß die Vergleichung nicht zutreffen könne, weil in den westlichen Provinzen die Catastral-
Ertrcige um 3o Prozent zu hoch abgeschätzt seyen und zwar sowohl wegen der zu
hoch angenommenen Getreide-Pleise, als wegen der zu genug berechneten Culturkostcn.

Abgesehen aber davon, daß jene angeblich zu hohe Normirung der Catastral - Erträge
so wenig schon erwiesen ist, als die dafür angegebenen Gründe für richtig anzunehmen sind, so
war in der Denkschrift schon befürwortet, daß für das Gesammt-Areal der östlichen Provinzen,
die Voraussetzung eines gleichen Verhältnisses der Culturarten und eines gleichen Ertrages für

den Morgen jeder Culturart, als bei dem Areal der Domainen - Vorwerker sich ergebe, durch¬
aus nicht zutreffe, da vielmehr die Gesammtmasse des Grund und Bodens, aus welcher die

Domamen - Vorwerker herausgeschnitten, ganz gewiß einen viel geringern Ertrag (nach



Morgenzahl und O.nadratmeilen) ergeben müßte, und daß sonach diese Vergleichung nur hin¬
gestellt sey, um nachzuweisen, das; auch bei Herausnahme solcher seit einer langen Reihe von
Jahren in guter regelmäßiger Cultur erhalteneu Probestücke sich dennoch eine große und
wesentliche Verschiedenheit zwischen den Gruudsteuer-Leistungen der westlichen gegen die ostlichen
Provinzen nicht entdecken lasse.

Es war ferner in der Denkschrift bemerkt, daß das an Grundsteuer allein für die west¬

lichen Provinzen bleibende Mehraufkommen, wenn bloß nach der Kopfzahl der Bevölkerung
gerechnet werde, schon bei der Mitberücksichtigung der beiden andern directen Steuern (Klassen-
und Gewerbesteuer) und der als Surrogat der Klassensteuer in den größeren Städten anzusehenden
Mahl- und Schlachtsteuer meistcntheils verschwinde; und noch um ein ansehnliches überwogen
werde, wenn man jene Mitberücksichtigung auch auf die in dein einen und dem andern
Landesabschnitte aufkommenden Verzehrungssteuern ausdehne.

Die Petition entgegnet hierauf, daß die Thatsache der höheren übrigen Abgaben in den
östlichen Provinzeil nicht erwiesen sey, und auch nicht wohl statt finden könne. Denn die
Steuer-Gesetze mit Ausnahme der einzigen Grundsteuer seyen für die ganze Monarchie die¬
selben, und daß sie in den östlichen Provinzen anders als in den westlichen zur Anwendung
kämen, würde nur die Behörde anklagen und könne nicht ohne den klarsten Beweis zugelassen
werden.

Bei dieser Argumentation ist übersehen, oder übergangen, daß eine und dieselbe Steuer,

auch wenn sie nach gleiche,! Grundsätzen veranlagt und erhoben wird, dennoch je nach der

Verschiedenheit des Besitzstandes, der Eigenthums-Vertheilung, der gewohnlichen Lebensweise
und der Consumtions-Verhältnisse einen ganz verschiedenen Ertrag in der einen gegen die
andere Provinz liefern lönne. So ist bei der Klassensteuer z. B. zu berücksichtigen, daß in
den östlichen Provinzen, wo das Grundeigenthum bei weitem noch nicht in dem Maaße vec^
theilt ist, als in den westlichen Provinzen, sich eine größere Anzahl von Orundeigenthümern
findet, welche ihrem Besitzstande nach in die höheren Stufen der Steuer eingeschätzt werden
müssen; und wenn ferner in der Voraussetzung, von welcher die ständischen Anträge ausgehen,
die Steuer, welche der Grundbesitzer unmittelbar von seine,» Grunde und Boden zu entrichten
hat, geringer wäre, als bei gleichen Besitzverhältnisse!! in den westlichen Provinzen, so könnte
auch diese Verschiedenheit bei einer Steuer nicht ohne Einfluß bleiben, welche ihrem Hauvt-

grundsatze nach, das gesammte Erwerbs- und Einkommens-Verhältniß der Pflichtigen wie es
sich in offenkundigen Merkmalen zu Tage legt, berücksichtigen soll, also auch das Maaß der
anderweit und unmittelbar auf dem Grundeigenthum bereits haftenden Last nicht unberücksichtigt

lassen darf.
Es wird sich hieraus einigermaßen erläutern, wie die Klassensteuer nach dem Durchschnitt

für die letzten Jahre !83l— 1333 in den östlichen Provinzen 1? Sgr. l'^ Pf-, »l den
westlichen dagegen nur 15 Sgr. il'/, Pf. vom Kopfe der Gesammt-Bevölkerung (mit Ausschluß

der mahl- und schlachtsteuerpflichligen Städte) hat aufbringen können, während man nach
d«n Wohlhabenheitsverhältnissen des einen und des andern Landesabschnitts auf ein gerade
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umgekehrtes Ergebn.,; hätte schließen mögen. Die ständischePetit.on will dagegen aus eben
dieser Wahrnehmung nur darauf schließen, daß die Grundsteuer m den östlichen Provinzen zu
gering sey. Man tonnte dieß zugeben, um dann weiter zu folgern, daß wie dem vermeintlichen
Fehler durch Erhöhung der einen Steuer abgeholfen würde, alsdann die andere Steuer ,.ck
ermäßigen müsse, womit dann immer für die Erleichterung der vermeintlichüberbürdeten Prov.nz
nichts gewonnen wäre.

Nicht minderenEinfluß, insbesondereauf den Ertrag der Fabr.kations- und E.ngangssteuern
von Venehrungs-Gegenständen, äußert die Verschiedenheit der gewohnlichenLebenswe.se der
einen aeaen die der anderen Provinz. Die Branntweinsteuer gibt im Durchschu.tt der sämmtl.chen
östlichen Provinzen einen Ertrag von 12 Egr. 7 Pf. i^ Kopf, in den beiden westlichen
däae en nur !> Sgr. tu Pf. aus dem einfachen Grunde, weil in ersteren, zum The.l wohl
wegen klimatischerVerhältniste, d.e Branntwein - Consumtion stärker ist, als in letzter», und
stärker auch, als man ,n anderen Beziehungen wünschen möchte.

Auch die Salz- und Bier-Consumtion ist in den östlicherenProvinzen starker, als m
den westlicheren, und nur im Ertrage der Steuer von .„KindischemWeine stehet der westliche
Landesabschnitt dem östlichen vor. Vergleicht man die Brutto - Erträge der Steuern vom
Branntwein, Braumalz, vom .indischen Wein und von. Salz (bei diesem also einschließl.ch
de' Salz.verths ), so treffen .m Durchschnitt der ganzen Monarchie auf ,eden Kopf der Bevöl¬
kerung: 5 Rthlr. 4 Sg. V. P^
wovon auf die westlichenProvinzen für sich nur:

1 Rthlr. -Sgr. V, Pf.;

hingegen auf d.e östlichen:
1 Rthlr. 3 Sgr. « Pf.

treffen.
Weniger genau läßt sich der Antheil berechnen, den der östliche und der westliche Theil

der Monarchie zu den Eingangssteuern von ausländischen Gegenständen liefert, indem hierbei
der freie Uebergang versteuerter Gegenstände nach den zollvereinten Landen und umgekehrt aus
letzteren nach den westlich Preußischen Provinzen die Rechnung stört. Jedenfalls aber ist die
Eonsumtion an ausländischem Wein in den östlichenProvinzen um ein ansehnliches stärker als
im Westen, und auch bei anderen hoch imvostirten Artikeln, namentlich bei Zucker, findet nach
den Ergebnissen früherer Jahre ein ähnliches Verhältnis; statt.

Wenn nun hiemit allerdings nicht gesagt seyn kann, daß die westlichen Provinzen weniger,
d.e östlichenmehr aufbringen, als sie nach diesem Steuer-Modus aufbringen sollten, so
leuchtet doch ein, daß der Steuer-Modus selbst insofern ein vorteilhafter für die west¬
lichen Provinzen sey, als die Eonsumtion ihrer Einwohner gerade in denjenigen Gegenständen,
welcheeiner Steuer unterliegen, minder betheiligt ist, als die Bedürfnisse der östlicherenEin¬
wohnerschaft; daß also, die Richtigkeit des beliebtenVertheilungs-Maaßstabes nach der Bevölke¬
rung immer vorausgesetzt, sich die Mehrbelastung des Westens in der Grundsteuer ausgleiche
durch den mindern Beitrag zu den in einer andern Form erhobenen Steuern, und das; sonach
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nicht ohne innern Widerspruch die Contingentirung nach der Bevölkerung nur für eine Art
der Steuern begehrt, für die anderen aber ausgeschlossenwerden konnte.

Die rheinischePetition bemerki ferner, daß
„ bei Bemessung der gesammten Staatslastcn vor allem auch die Gemeinde-Abgabe»
„ zur Sprache gebracht werden müßten, welche in den westlichen Provinzen bei wei-
„ tem hoher seyen, und aus welchen alle die Kosten bestriiten werden müßten, zu
„ denen, wie z. B. zum Elementar - Unterricht und zur Gemeinde-Verwaltung, der
„ Staat iu den östlichen Provinzen nicht unerheblicheZuschüssegewähre. "

Daß die Gemeinde-Ausgaben in den westlichen Provinzen überall hoher seyen, als m den
ostlichen, darüber liegt zwar kein Nachweis vor; aber es ist wohl anzunehmen, daß dem im
großen Durchschnitt, und wenn man auch hier nach Köpfen rechnen null, wirklich so sey.

Mit den Mitteln zur Befriedigung der Bedürfnisse, steigern sich nach aller Erfahrung auch
die Bedürfnisse selbst, oder das was für Bedürfniß gehalten wird.

Die gute Erhaltung der Gemeinde-Wege und Straßen, die Aufrechthaltung der Anstal¬
ten zum Schutz des Eigenthums, wird in dem Maaße ein dringenderes Bedürfniß, als die
Benutzung der Wege sich mehrt, und als die Sorge für Bewachung eines werthvolleren Eigen¬
thums lebhafter wird.

Die Ausgabe für Armenpflege steigt in dem Maaße, wie im Vergleich gegen die mittle«
Wohlhabenheit des Landes der Begriff der Hülfsbedürftigkeit sich erweitert.

Der Aufwand für den Elementar-Unterricht wird bedeutender in dem Maaße, als die
Ansprüche auf das durch diesen Unterricht zu Leistendesich steigern.

Der Geldbetrag aller dieser Ausgaben erscheint endlich in dem Maaße hoher, wie bei
lebhafteremVerkehr es den Interessen der Betheiligten selbst zusagt, die erforderlichen Aufbringungen
durch Geldbeiträge der Einzelnen auszugleichen, statt sie von den einzelnenBerhciligten unmittelbar
leisten zu lassen. So weit nun die Gemeinde-Ausgabe überall nur aus dem Bedürfniß der
Einzelnen hervorgeht, und was für Bedürfniß zu erachten von den, Ermessen der Betheiliglen
abhängig ist, die Staatsgewalt aber hiebei meist nur leidend, und so weit es auf die Aufbring¬
ungsweise ankommt, einwirkt; sollte wohl einleuchten, daß der hoher« Betrag der Gemeinde-
Ausgabe mindestens nicht zu dem Zwecke angeführt werden kann, um daraus die vergleichsweise
mindere Heranziehung zu den eigentlichenStaats-Abgaben in Anspruch nehmen zu wollen.

Das weitere Anführen aber, als würden in den östlichenProvinzen erheblicheZuschüsse
aus den Staatskassen zu solchen Ausgaben geleistet, welche in den westlichen Provinzen lediglich
von den Gemeinden bestritten würden, beruht ans einem Irrthume. Die Ausgaben für den
Elementar-Unterricht z. B., deren die Petition erwähnt, liegen in den östlichen, wie in den
westliche»Provinzen lediglich den Gemeinden ob, und wenn in einzelnen Fällen die Staats¬
gewali den löblichenBestrebungen bedürftiger Gemeinden durch Zuschüsse,besonderszur Erbauung
von Schulhäusern, zu Hülfe kommt, so ist auch diese Fürsorge niemals auf gewisseProvinzen
beschränktund andern versagt worden. Nicht minder werden die Kosten der Gemeinde-Venoal-
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tung überall von den Gemeinden bcstritten; und wenn hiervon nur m einer Provinz theil»
weise und zeitweise eine Ausnahme nachgelassen ist, so findet diese in dem dringenden
Bedürfnis; ihren Grund, eben dort den bisher ganz anomalen und in ihren Folgen nachtheilig
einwirkendenEommunal-Verhältnissen rasch eine andere, den höheren Siaatszwecken zusagentere
Einrichtung zu geben.

Weit entfernt also, daß im allgemeinen in der Bezeichnung derjenigen Gegenstände,
welche von den Gemeinden aufgebracht werden müssen, die Gemeinden der östlichenvor denen
der westlicbenProvinzen begünstigt wären, haben erstere vielmehr in manchen östlichenProvin¬
zen noch sehr ansehnlicheBeiträge zur Verzinsung und Abbürdung von Kreis- und Provinzial-
Schuldcn besonders aufzubringen, während letztere in den westlichen Provinzen zum weit größeren
Theile aus den allgemeinen Staatsrevenucn bestritten werden; und es sind ferner auch die
Corvorations-Echulden der Gemeinden in den östlichen Provinzen bedeurendcr, als in den west¬
lichen, da den erstere,! diejenige Hülfe hierunter nicht gewährt worden ist, welche während der
französiscken Vcrwalningsperiode den Gemeinden des linken Nhcinufcrs, freilich theils auf
Unkostenihrer Gläubiger, zu Theil wurde.

Die Kurmark (Negierungs-Bezirk Potsdam, ausschließlichBerlin) hat für Provinzial-
Schulden aus den Kriegsjahrcn von 1808 ab, eine jährliche Summe von 300,000 Rthlr.,
die Neumart (der Negierungs-Bezirk Frankfurt, ausschließlichder ehemals sächsischen Zubchör-
ungen) jährlich 85,000 Rthlr. aufzubringen.

In andern Negierungs-Bezirken sind diese, ans Kriegs - Lieferungen, Contributionen :c.
herrührenden Schulden auf die einzelnen Kreise vertheilt und müssen in der Form von Zuschlägen
zu den Staatssteuern aufgebracht werden.

Die Schulden der Stadt Berlin, welche sich zum größten Theile aus den Kriegsleistungen
der Jahre 180« und 1807 herschreiben, belaufen sich auf mehr als 4 Millionen Thaler.

Das Haupt-Argument endlich, welches die rheinische Petition für den Antrag auf Erlaß von
mehr als einem Vicrtheil des dermaligen Grundsteuer-Contingents aufstellt, wird entnommen aus
einer Berechnung des Nein-Ertrags der Grundflächen und der Wohngebäude in den sämmtlichen
Provinzen der Monarchie, durch welche Berechnung der Beweis geliefert seyn soll, daß gegen
eine nach diesem Rein-Ertrage anzulegendeVertheiluug die Provinzen Brandenburg, Pommern,
Preußen und Posen um mehr als l'/. Million zu wenig Grundsteuer entrichteten, während
die beiden westlichen Provinzen 876,000 Rthlr., die Provinzen Sachsen und Schlesien 737,000
Rthlr. in ihren dermaligen Grundsteuer-Contingcnten zu viel aufbringen sollen.

Die ganze Grundlage einer solchenBerechnung findet sich in der Ermittelung des Nein-
Ertrages, und es muß sich von selbst die Frage aufdringen, woher denn die rheinischenProvin-
zial-Stände jenen Nein-Ertrag für die ihnen entlegener» Provinzen haben ermitteln tonnen,
und welche besseren, dem Gouvernement bisher unzugänglich gebliebenen Mittel ihnen für diesen
Zweck zu Gebore gestanden haben.

Es ist hierüber aus der Petition und deren Anlagen nichts weitereszu ersehen, als daß der
Rein-Ertrag eines Morgen Flächen-Inhalts (d.h. also V222-2 einer Preußischen Quadrat-.

2
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meile) in den beiden westlichen Provinzen und m Sachsen und Schlesien auf i, Nthlr. « Sgr.,
in den anderen ostlichen Provinzen aber zu 22 Sgr.; der Rein-Ertrag eines Wohnhauses aber
durchweg auf 8 Rthlr. 18 Sgr. angenommen ist. Für diese Annahme findet sich nun, was
die beiden westlichen Provinzen angeht, wenigstens insofern ein Aühaltspunlt, dasi dabei die
Nein-Erträge nach dem Cataster znm Grunde gelegt, diese aber in der Voraussetzung, daß die
Eatastrirung überall einen gegen die Wirklichkeitzu hohen Ertrag ermittelt habe, ungefähr um'/,
heruntergesetzt sind. Nein hypothetisch aber und jeder Begründung entbehrend ist die Annahme,
das; die Bodenfläche von Sachsen und Schlesien nach Quadratmeilen gemessen,— denn, was von
'/:«« 6^/ muß auch vom ganzen gelten,— einen gleichen Ertrag wie in den beiden westlichen
Provinzen, und in den östlichenProvinzen etwas weniger als -/^ jenes Ertrags liefern soll.

Die ganze Hypothese ist nichts anders, als eine in etwas modificirte Fortsetzung des
früher auf gleichheiclicheVerihcilung der Grundsteuer nach dem Flächen-Inhalt gestellten
Anspruchs.

Man scheint sich überzeugt zu haben, das; jeder Versuch zur Realisirung jenes lehtern
Anspruchs nur die UnHaltbarkeit des dem letzter» untergelegten Vordersatzes bestätigen werde:
aber auch die jetzt beliebten Modisieationen würden die wirklicheVerkeilung irgend einer Staats¬
last »ach jene»! Theilungs - Maaßstabe kaum ausführbarer machen.

Schon die frühere Denkschrift des Finanz-Ministern hatte in einzelnen aus dem Umfange
der westliche» Provinzen selbst entnommenen Beispielen nachgewiesen, zu welchen Resultate»
die Steuervertheilung nach dem Flächen-Inhalt fuhren müsse. Der jetzige Vorschlag, der
das Steuermaas; nach dem Flächen-Inhalte unter Mitberückstcktigung der Zahl der Wohn¬
häuser, d. h. der Bevölkerung feststellen will, ist etwas minder fehlerhaft als der frühere;
beruht aber immer noch auf einer großen Theils so irrigen Grundlage, daß dessen Verwirk¬
lichung selbst in der Provinz, zu deren Guuste» er aufgestellt ist, die größte Unzufriedenheit
erregen müßte.'-)

°°) Ei mag erlaub« sc»n, für dic hier ausgestclltc Ansicht cinc» Gewährsmann des Anölandcs z» lilircn, dcn man
wenigstens der Parthcilichkcit nach dieser Richtung hin nicht bezichtigen wird.

QI>, v>ip!„ ,'„ ft,„lm Werke: „loi-eo« r>ru>I»«t!vo« rt e<»uinel e!l»Ie« »lo I» ^i-nne« ", Theil I,
S. » nnd 5, sagt:

„Man hat dic Hulssquellen der Völker nach dem Flächen < Inhalt der Lander messen wollen; der große
Haufen urtheilt selbst in der Negcl »ach dieser Grundlage und bildet sich ein, daß dic Staaten, welche dcn
größten Platz ans der Landkarte einnehmen, anch dic größte Nacht haben mußten.

Spanien ist, den, Flächen <Inhalt nach, ungefähr gleich groß »ls Frankreich; aber unter allen Beziehungen ?
der militärischen, productivcn und gewerblichen Macht bat cs noch nicht ein Vierthcil der Kräftc Frankreich«.

Nimmt man dcn Flächen »Inhalt dcs Landcs und dessen Bcoolkeruug zm'ammcn als Grundlage an, so

erhält man dadurch unstreitig einen in etwas minder unrichtige» Maaßslab; aber selbst diese bereinigten
Grundlagen gewähren noch keinen hinlänglichen Anhalt. Weit entfernt, daß man die Macht eines Volks

»ls dcm zusammengelegten Verhältniß des Flächen >Inhalts dcs Landcs und der «coölkcrung cntsprcchcnd
annchmcn dürflc, bleibt mclmcbr der Grundsalj dahin aufzustellen:
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Der Catastral-Ertrag e.ner Quadratme.le m' Regierungs-Bezirke Trier würde h.entach m.t
». i Rthlr. « Sgr. auf den Morgen . - -...... 2«,«s« Rthlr.

llüd

d mit 8 Rthlr 18 Sgr. für jedes Wohnhaus, deren im Trierschen
' Reaierunas-Bezirk 113 auf die Quadratmeile treffen . .

/ , „' .........30,l»3 Rthlr.
im Ganzen betragen ............. /

während er nach dem Ergebniß des Catasters nur 21,437 Rthlr. beträgt.
Nacl, der in jener Berechnung projectirten neuen Vertheilung der Grundsteuern durch

die ainz" Monarchie würde die Steuer etwa 9 Prozent dieses vermeintlichen Rein-Ertrages ,n
Anspruch nehmen, also für den Regierungs-Bezirk Trier etwa betragen

2,714 Rthlr. auf die Quadratmeile,

während sie jetzt in der Wirklichkeit nur beträgt
2,8?» Rthlr.,

d h - also während nach jener Hypothese die Grundsteuerleistung der beiden westlichen Provinzen
im Gm'en um "« Prozent heruntergesetztwerden soll, müßte dennoch die dermalige Leistung
jenes >inen Regierungs-Bezirks »m etwa 2^ Prozent erhöhet werden gegen denjenigen Beitrag,
den er jetzt zu der höhern Summe auf den Grund einer wirklich stattgehabten, sorgfältigen und
gleichmäßigen Ermittelung der Rem-Erträge zu leisten hat , „ , , , „ ,

Wenn nun die Anwendung jenes Vertheilungsmaaftstabes mnerhalb derjenigen Provinz
selbst von welcher der Antrag ausgegangen .st, zu einem ersichtlichso unrichtigen Ergebnisse
führen würde, so werden die Antragsteller der Versicherung einer, das Wohl der Einwohner
m allen Provinzen mit gleicher Sorgfalt umfassenden, Neg.erung um so eher dahin Glauben
leimessen, daß eben jener Grundsatz auf die östlichernProvinzen.- deren Verhältnis dort
unmöglich so genau bekannt seyn können, um eine auch nur annähernde Schätzung chrer
"e.stunasfähigkeit und namentlich ihrer Boden-Erträge zuzulassen;— angewendet, nothwendig zu
" - alles Maaß der Ausführbarkeit weit überschreitendenUngerechtigkeitwürde führen müssen.
Es"war in'dieser Beziehung in der oft erwähnten Denkschrift des Finanz-Ministers vom
18. Mai 1830 darauf aufmerksamgemachtuud durch Hinweisung auf die Ergebnisse des Eatasters
i„ den beiden westlichenProvinzen selbst dargelegt, wie der Rein-Ertrag des Grund nnd Bodens
mit der zunehmenden Dichtigkeit der Bevölkerung sich erhöhe, und daß diese Erhöhung nicht
bloß dem Verhältniß der mehreren Bevölkerung folge, sondern sogar dieses Verhältniß noch
übersteige, oder im Beispiel ausgedrückt, daß der Rein-Ertrag einer Quadratmeile Land, auf
welcher 1000 Menschen wohnen, sich zu dem Ertrage einer gleich großen, aber von 2000
Menschen bewohnten Fläche nicht nur verhalte wie i zu 2, sondern wie i zu mehr als 2.
Im Regierungs-Bezirke Trier trafen laut der Nachweisung, welche der ministeriellen Denk-

daü je mehr dieselbe Anzahl von Menschen sich durch die natürliche» Wirkungen der Arbeit und dei

. g,„Mcitzcz ans eine,,, geringeren Flachen>Inhalt vereinigt findet, um so «roßer ihre Macht und

" Wohlhabenheit wird. «
2*
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schrifi unter L. beigefügt war, auf die bis Ende 1829 catastrirte Grundfläche 2900, im
Regicrungs - Bezirk Cöln 5938 Menschen auf die Quadratmeile: bleibt man bei dem einfachen
Bevölkerungsverhältnlß stehen, so müßte der steuerbareNein-Ertrag der Quadratmeile im ersteren
Regierungs-Bezirke sich zum Rein-Ertrag von Eöln verhalten wie

nacb den Catastral- Abschätzungenaber war der durchschnittlicheNein-Ertrag einer O.uadrat¬
meile ermittelt: im Ncgierungs-Bezirk Trier zu 21,437 Rthlr.

— — — Eöln — 58,833 —
d. i. wie 1 «u 2,7,.

Aehnliches ergibt sich bei den Vergleichungen anderer Regierungs-Bezirke der beiden
westlichen Provinzen dahin, daß mit der specifischen Dichtigkeit der Bevölkerung fast überall
aucb der auf den Kopf der Bevölkerung treffende Steuer-Beitrag sich erhöhet. Nur der am
dichtestenbevölkerte, aber mit einem überwiegenden Theile seiner Bevölkerung auf industriellen
Erwerb angewiesene Regierungs-Bezirk Düsseldorf macht hiervon in so weit eine Ausnahme,
das; in ihm der Grundsteuer-Antheil jedes Kopfes der Bevölkerung hinter dem Aufkommen
minder bevölkerter Bezirke bleibt, immer aber noch den Kopffatz des Regierungs - Bezirks Trier
um ein ansehnliches übersteigt. Es fehlt an den erforderlichenDaten um diese Vergleich»»«,
weiter auf die ostlichenProvinzen in dem Maaße auszudehnen, daß man in gleichförmig ermit¬
telten Rein - Ertragen des Grund und Bodens einen Anhalt zur Prüfung der angenommenen
Verhältniß-Zahlen fände. Aber es waltet mindestens kein Grund ob, um zu bezweifeln, das; »euer
durch die Cataster-Resultate in den beiden westlichen Provinzen bestätigteSatz sich im allgemeinen
auch in seiner weitern Ausdehnung auf die anderen Provinzen der Monarchie bewähren sollte.

Nach diesen Vorausschickungen wird die beiliegende Uebersicht des Grundsteuer-Aufkom¬
mens in den sämmtlichen Provinzen des Staats näher zu würdigen seyn. Sie bestätigt im
Allgemeinen das Ergebnis;, welches in den beiden westlichen Provinzen auf den Grund der
Cataster-Abschätzungen gefunden werden tonnte, dahin, das; in der Regel mit der steigenden
Dichtigkeit der Bevölkerung nicht nur die auf den Flächen-InHall (auf die Quadratmcile)
treffende, sondern auch, wiewohl in minderem Maaße, der auf jeden Kopf der Bevölkerung zu
berechnendeSteuersatz sich erhöhet.

Die beiden Endpunkte der Stufenleiter des Steuer-Aufkommens nach dem Flächen-
Inhalt finden sich in der Provinz Preußen, welche nur 931 Rrhlr., und in der Rhein-
vrovinz, welche 4355 Rthlr. für die Quadratmeile an Grundsteuer aufbringt.

Preußen hat mit 175» Menschen auf der Quadratmeile noch nicht die niedrigste Stelle
unter den Provinzen, da Pommern mit 1«13 Menschen noch etwas niedriger steht. Die
Rheinprovinz hingegen rechtfertigt die höchste Stelle, welche sie in dem Steuer-Aufkommen
»acb dem Flächen-Inhalt einnimmt, auch durch die höchste Dichtigkeit der Bevölkerung —
4«33 Menschen auf die Quadratmeile.

Das Grundsteuer-Aufkommen, vom Kopfe der Bevölkerung, differirt von 14 Sgr. s Pf.,
welche in Posen, bis zu 40 Sgr. 5 Pf., welche in Sachsen aufkommen. Die Rheinprovinz
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steht in dieser Beziehung den beiden Provinzen Sachsen und Westfalen nach, mit Schlesien
ungefähr gleich. Verglichen gegen Pommern und Brandenburg steht das Grundsteuer-Auf.
kommen, vom Kopfe der Bevölkerung, der beiden westlichen Provinzen in dem Verhältnis,
von 21 zu 29 kaum weiter aufeinander, als weiter oben in Bezug auf die Steuer-Beiträge
des Neaicrunas-Bezirks Trier gegen den Rcgierungs-Bezirk Eöln gefunden ist; und dennoch
möckre bei richtiger Würdigung aller der Momente, welche auf die Bestimmung des Rein-
Enraas vom Grnnd und Boden Einfluß haben, sich das Urtheil wohl dahin neigen, daß der
Unterschiedzwischenden beiden westlichenProvinzen auf der einen, und den beiden Provinzen
Brandenburg und Pommern auf der andern Seite, ein viel merklichererund wesentlicherer
sey, als zwischenTrier und Eöln.

Es sind der vorgedachtenUebersicht in einer Schluß-Colonne auch noch die Preise eines
Scheffels Roggen, wie sie sich nach dem Durchschnitt der letztern il Jahre (mit Weglassung
der beiden theuersten und der beiden wohlfeilsten Jahre) in jeder Provinz gestellt haben, bei¬
gefügt; indem auch diese (wie es hier die Vergleichuug mit dem Steuer-Erträge der einzelnen
Provinzen bestätigt) ein immerhin nickt unerheblicherMoment sind zur Schätzung des Geld»
Ertrages vom Grund und Boden. Daß aber die Steuer weder bei der Vertheiluug nach
Quadratmeilen, noch bei der Berechnung auf Kopfzahl genau im Verhältniß zu diesen Durch¬
schnittspreisen steigt und fällt, wird ebenfalls nicht auffallen, da jenes statistische Datum eben
nur ein Moment zur Beurtheilung des Nein-Ertrages ist, und neben diesem noch andere nickt
minder wichtige, ja viel wesentlichere zu beachten bleiben, von denen hier nur beispielsweise
die durch die Einwirkung der klimatischen Verhältnisse und durch die mehr oder mindere
Dichtigkeit der Bevölkerung bedingte Verschiedenheit des auf die Quadratmeile Flächen-Inhalts
treffenden Maaßes der angebaueten Ländereien, die Möglichkeit oder Erschwerung des Absatzes
anderer als der eigentlichen Ackerbau-Erzcugmsse:c. anzuführen bleiben.

Mögen nun alle die im Vorstehenden aufgestellten Vergleichungspunkre, deren Zahl sich,
wenn es darauf ankäme, noch um ein ansehnliches vermehren ließe, — mag ferner das ganze
Bild von dem Zustande des Ackerbaues und der gesammten Landeseultur in den westlichen
gegen die nordöstlichen Provinzen, und die in diesem Bilde sich darstellendegrößere Wohlhabenheit
der Einwohner des Westlandes, immer noch nicht einen vollständigen mathematischen Beweis
darüber zu liefern im Stande seyn, daß die Grundsteuer mit dem Betrage, welchen sie im
Westen und im Osten aufbringt, im völlig gleichen Verhältniß zu dem Rein-Ertrage des
Grund und Bodens in dem einen wie in dem andern Landes-Abschnitt stehe: so wird die
unbefangene Prüfung der zusammengestelltenDaten wenigstens die Ueberzeugung zu begründen
geeignet seyn, daß die beantragte Steuer-Parification, irgend eine wesentlicheSteuer-Abmin«
derung in den beiden westlichenProvinzen um so weniger würde herbeiführen können, als
man eine solche Ausgleichung (wie weit sie überall ausfuhrbar) dann nicht blos auf einen
Theil der öffentlichenAbgaben, sondern auf deren Gesammtheit würde erstreckenmüssen, und
das; die Vormeinung, als seyen die östlichenProvinzen zu Lasten der westlichenin den Staats¬
lasten und namentlich in der Grundsteuer begünstigt, nur auf einer unvollständigen Kenntniß
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von den thatsächlichen Verhältnissen und ans der Annahme eines Vertheilungs-Maaßstabes
beruhet, dessen Irrthümlichtcit durch Theorie und Erfahrung übereinstimmend nachzuweisenist.

Bei den nicht minder einleuchtenden wesentlichen Verschiedenheiten, welche in der Ver-
theilung und Benutzung des Grund und Bodens und in dein Verhältniß der dem Grund-
cigenthum nächst den eigentlichen Staats-Abgaben aufliegenden Lasten, nicht nur zwischenden
westlichen und ostlichen Provinzen, sondern auch nicht minder zwischen den letzteren selbst
obwalten, musi sich aber auch der Zweifel aufdringen, ob denn überall die 'Anlage eines
Grundsteuer - Catasters für die östlichen Provinzen in dem Maaße eine Wohlthat seyn würde,
wie sie sich in den westlichen Landestheilen nach den dort vorausgegangenen heftigeren
Erschütterungen und Veränderungen der Eigenthums- und Steuer-Verhältnisse als wohlthätig
und nützlich erwiesen hat.

Abgesehen aber hiervon, würde es in der That kaum möglich und ausführbar seyn, die
Grundsätze und Formen einer Steuer-Revision in den östlichen Provinzen den hierüber in den
westlichenLandcstheilcn zur Anwendung gebrachten Vorschriften so anzupassen, das! darauf eine
Steuer-Ausgleichung zwischen diesen und jenen Provinzen unmittelbar und in gleicher Art
begründet werden könnte, wie sie zwischender Nhcinprovinz und Westphalen auf die eigenen
übereinstimmenden Anträge der Stände beider Provinzen durchgeführt worden ist.

Es handelt sich hier um etwas Zukünftiges, jetzt znr legislativen Berathung noch nicht
Gereiftes, worüber im Voraus abzusprechen, vermessenwäre.

Aber der Wunsch und die zuversichtlicheHoffnung werden hier zum Schlüsse ihre passende
stelle finden!

es möge bei dcrmaliger Erörterung solcherFragen nirgend unerwogen bleiben, daß die
Richtung, in welcher eine mit Ruhe und Besonnenheit zum Bessern strebende Regierung
hierin vorzuschreiten für zweckmäßig erachtet, wesentlich dieselbe seyn wird, aber an¬
scheinend sehr verschiedenartigsich darstellen kann; je nachdem es sich um die zeitgemäße
Umbildung eines seit Jahrhunderten feststehenden, oder um die Feststellung eines durch
die heftigeren Bewegungen der Vergangenheit gestörten Besitz- und umgewandelten
Rechtszustandes handelt.

Berlin, den i. Mai 1834.

(gez.) Maassen.
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Uebersicht
des

Grundsteuer - Aufkommens in den sämmtlichen Provinzen des

Preußischen Staats.

Nr. Provinzen.

!

Flächen-
Inhalt

aus-
schließlich
der größe¬
ren Bin-
nen«<Tccn

nach
Quadrat«
Meilen,

Bevölke¬

rung
uisschliesilich

dc«

Militärs.

1,989,«08
1,046,480

Mittlere

Volks-

Dichtig¬

keit.

Jährliches
Grund-

steuer-
Auflom-

men.

Es trifft an
Grundsteuer

auf
die den Kopf

Quo- der
drat< Bevolke-
Mcilc. rung
Nthlr, <2«r. Pf-

Durch,
schnitt«,
Preise

der
Scheffel
N°«üe«

1820/33

Vgr, Pf.

i.
2.

3.

Summa

Brandenburg . . .
Summa

Schlesien. .....

Summa

Rheinland ....
Summa

OestlicheProvinzen.
Westliche —

Summa

1,135,,,
236,;,

1,753
1,920

1,080,422
506,618

934
944

93?

1,11«
1,518

12
11

11
6

29
32

35

38
37

44
4«

34
45

S
9

1,«71„,

540,9«
730„,

3,036,088

888,631
1,537,123

1,817

1,613
2,103

1,907

3,269
3,099

1,267,070

603,892
1,108,17?

15

20
2!

6

4
7

2

1.

5.

1,2?1„2

741,74
4««,«.

>,202„7

3«7,°e
479,c,^

2,422,754

2,424,967
1,427,797

"3^852,764

4,242,452
2,223,687

^3,486^13»

9,314,60«
3,466, <39

1,712,069

2,238,520
1,923,750

1,348

3,017
4,178

21

2?
40

2

8
5

5

?
2

1
9

e.

7.
8.

1—8
7 —8

3,204

3,380
4,633

4,182,270

1,285,731
2,090,30?

3,481

3,443
4,325

32

30
28

3
!

847,,,

4,445,8,
847,,

4,089

2,24«
4,08 9

3,358,038

7,441,409
3,356,038

3,959

1,795
>3,929

2»

23

^29
11'/, 5

2

4,9!»3„ 12,780,742 2,229,,, 10,797,447 >2,182j25



N entschritt.

^)cr vorliegende standiscbcAntrag ist dahin gerichtet:
„durch ein Gesetz allgemein zu verordnen, das: bei der Berechnung der Gewerbesteuer
„der in mahl- und schlachtsteucrpflichtigenStädten wohnenden Bäcker und Schlächter
„blos die diesen letztgenannten Steuer» unterworfene Bevölkerung, nicht aber jene
„ der im halbmciligen Umkreise gelegenen Ortschaften in Anschlag gebracht werden
„möge." —

Zur Beurtheilung desselben ist zunächst nöthig, sich die Lage der Gesetzgebungzu ver¬
gegenwärtigen. Danach ist zu unterscheiden:

u. Der gewerbsteuerli ch e Zubehör jeder Stadt in den drei ersten Abtheilungen. —
Dieser soll (Gewerbesteuer-Gesetz Beilage II. 7.) aus den von und für die Stadt hauptsächlich
bestehendenAnlagen und Oertern bestehen und von, Finanz-Ministerio bestimmt werden. In
diesen Oertern steuern Gewerbetreibende aller Classen in der Abtheilung, zu welcher die
Stadt gehört, und werden in der städtischen Rolle veranlagt. Die Kopfzahl in diesem
ganzen Distrikt wächset der städtischenKopfzahl zu, bei Feststellung der Steuer von Bäckern
und Schlächtern.

1>. Der Mahl- und S chl ächtsten er - Bezirk, sofern die Stadt steuerpflichtigist.
Der Maaßstab dieses Bezirks ist, — nicht, wie es in der Petition heißt, durch spätere mini¬
sterielle Bestimmung, sondern durch das Mahl- und Schlachtsteuer-Gesetz vom 30. Mai 1820
§ 14. auf einen halbmeiligen Halbmesser angenommen, und das Gewerbesteuer-Gesetz vom
nämlichen Dato verordnet (§ 2?. I,.), indem es auf jenes andere Gesetz Bezug nimmt: daß
die in diesem Bezirk vorhandenen Bäcker und Schlächter dem städtischenVereine beizutretcn
verpflichtet sind. Daß auch die Bevölkerung derjenigen Ortschaften, worin sie wohnen, der
städtischen Kopfzahl bei Ermittelung der Gefammtsteucr dieser beiden Gewerbe hinzugerechnet
werde, ist als eine ganz natürliche Folgerung, im Verwaltungswege vorgeschriebenworden.
Denn sonst würde» diese auswärtigen Bäcker und Schlächter dem Staate gar keine Ge¬
werbesteuer zahlen, sondern ihre Steuer würde nur den städtischen Bäckern und Schläch¬
tern, welche für die Kopfzahl innerhalb der Stadt ohnehin schon aufkommen müssen, als.
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Erleichterung zufließen. Die Staatskasse würde dabei ohne allen Ersatz die Mittelsätze der
IV. Abtheilung einbüßen, die sie bezogen hätte, wenn diese beiden Klassen bei der vierten
Abtheilung wären gelassen worden. Es wird aber bei den Bäckern nur die Kopfzahl derjenigen
Ortschaften, in welchen Bäcker wohnen, und eben so bei den Schlächtern nur derjenigen,
worin Schlächter wohnen, in Betracht gezogen.

Was insbesondere die Stadt Düsseldorf anbelangt, welche die nächste Veranlassung
zu der ständischenPetition gegeben hat, so hatte die dortige Stadtbehörde mehrere Jahre hin¬
durch versäumt und die Regierung es eben so lange außer Acht gelassen, die im Mahl- und
Schlachtsicuer- Bezirk wohnenden Bäcker und Schlächter durchweg zur städtischenGesellschaftzu
ziehen, und die Bevölkerung ihrer Ortschaften der Kopfzahl zuzuschlagen. Diese Gewerbetrei¬
benden steuerten daher thcilweisezur Abtheilung des Kreises. — Als das Finanz »Ministerium
Kenntniß von diesem irrthümlichen Verfahren erhielt, berichtigte es dasselbedem Gesetze gemäß,
und zwar von 1834 an — ohne Nachforderung für die Vergangenheit.

Diese Veränderung hat auf die Gesammtsteucr der Bäcker und Schlächter folgenden Ein¬
fluß gehabt.

1. Düsseldorf zählt, mit Einschluß der Neustadt und Karls-Stadt — also der innen,
mahl- und schlachtsteucrpstichtigen Bezirke — 20,912 Einwohner vom Civilstande, und 3083
Einwohner vom Mililair, welche, letztere, da sie Magazinbrod empfangen, bei den Bäckern
nicht mitgezählt werden, wohl aber bei den Schlächtern.

Es wohnen darin 5 1 Bäcker und 41 Schlächter.
2. Der zur II. Gewerbesteuer-Abtheilungnach Vorschrift der Beilage U zum Gesetze zu

7. geschlageneUmkreis, bestehend aus Pempelfort und einem Theile von Bilk, enthält
2300 Seelen und darunter 2 Bäcker und i Schlächter.

3. Der übrige äußere mahl- und schlachistcucrpflichtige Bezirk enthält, so weit Bäcker
darin wohnen:

diesseitsRheins 3928 Seelen mit 12 Bäckern;
jenseits — ??1 — — » —

soweit als Schlächter darin wohnen:
diesseits Rheins 1229 Seelen mit 2 Schlächtern
jenseits — 771 — — 2 —

Es stellen sich hiernach für die Bäcker, wenn
nach 1. gerechnet würde, der Durchschnitts - Sah der Steuer für jeden auf 8 Rthlr.

nach 2. gerechnet auf ...... . 8 — i? Sqr.
„3. — — ....... 7 — 14 —

Für die Schlächter:
nach 1. gerechnetauf ....... 42 __ 4 —

"2- — — ....... 13 — „ —
^ 2. — — ....... 42 — 25 —

4
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Durchschnittlich ist also durch den jetzt verfügten Hinzutritt des oben zu 1». bezeichneten
Bezirks, — denn der zu ». war schon immer mir zugezogen: —

für die Bäcker in der Stadt ein Gewinn von i Rthlr. 8 Sgr;
für die Schlächter aber ein Gewinn von. . . „ — 5 —

entstanden.
Die Härte, worüber geklagt wird, kann also nur darin bestehen, daß z« städtische

und zur Stadt gehörende Bäcker 2t neue Mitglieder aus der Umgegend, und 42 Schlächter
4 neue Mitglieder, bei der Steuer-Vertheilung auf die einzelnen Personen vielleichttheilwelse
übertragen müßten, wenn diese letzteren das Gewerbe schwä^er betreiben, denn nicht selten tritt
der umgekehrteFall ein, und die Gewerbetreibenden in der Stadt gewinnen durch die Erweite,
rung ihrer Gesellschaft. — Eine solche Uebertragung ist in der Absicht des Gesetzes, und das,
sie nicht weiter geht, als nöthig ist, dafür werden die Abschätzung»?-Depmirtenaus der Stadt,
da si« die Majorität bilden, wohl sorgen.

Durch die Erweiterung des Bezirks jenseits Rheins, auf welche die Petition besonderes
Gewicht legt, kann den Gewerbetreibenden der Stadt vollends kein Nachtheil entstanden seyn.
Von den drei Ortschaften Ober-Cassel, Nieder - Casscl und Hcerdt sind nur die beiden
letztere» zugezalilt, weil in der ersten kein Gewerbetreibender wohnt. Es vermehrt sich dadurck
die Kopfzahl um 771 Köpfe, wogegen 9 Bäcker und 2 Schlächter als Theilnehmer hinzutreten.
Es bleibt indessen zweifelhaft, ob dieser Bezirk wegen seiner Lage nicht ganz von der Mahl-
und Schlackrstcuer ausscheidenwird, und ist darüber vorlängst das Gutachten der Provinzial-
Steuer-Behörde gefordert worden.

Aus dem Beispieleder Stadt Düsse! dorf kann hiernachein Grund zur Gewährung des stän¬
dischen Antrags nicht hergeleitet werden; es liegt aber auch dazu anderweit keine Veranlassung vor.

Die Bestimmung des Gewerbesteuer-Gesetzesin der Beilage l! zu 7., wonach diejenigen
nahen Anlagen und Oerter, welche durch und für die Gewerbe und Genüsse einer großen oder
Mittelstadt ganz oder doch hauptsächlich bestehen, als Zubehör derselben angesehen und daher
mit ihr in eine Steuer-Abtheilung gebracht werden sollen, liegt ganz in der Natur der Ver-
tMnisse und bedarf keiner besonderen Rechtfertigung. Der § 2?. des Gewerbesteuer-Gesetzes,
welcher zu d. verfügt, daß Bäcker und Schlächter im halbmeiligen Umkreiseder mahl- und
schlachtsteuerpfiichtigcnStädte dem städtischenSteuer-Verein dieser Gewerbe beiireten und die
städtischeGewerbesteuer zu entrichten verbunden sey» sollen, enthält nur eine specielle Ausfüh¬
rung der oben gedachten allgemeinen Vorschrift in der Beilage L.; eine ganz unvermeidliche
Folge beider Bestimmungen ist aber, daß in der ersten und zweiten Gewerbe-Steuer-Abthei¬
lung, wo die Gewerbesteuer der Schlächter und Bäcker nach dem Kopfe der Bevölkerung gerecht
net wird, sämmtliche Einwohner des Steuer-Bezirks mitgezählt werden. Wollte man nach
dem ständischen Antrage bei der Berechnung der Gewerbesteuer der Bäcker und Schlächter m
den mahl- und schlachtsteuerpflichtigenStädten nur die Bewohner der Städte selbst und nichr
die des halbmeiligen Umkreiseszählen, so würde man den m der Beilage v. zu 7. ausgesprochc-
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, - .. „«K K.,n„ folaerecht auch bei alle» andern Gewerben die

nen allgemeinen Grund,atz 'e^.,m, «„ d ^^ ^^^ ^ ^^ ^ ^^ ^^ ^
Umgebungen ^Städte von enstad^ ^^ ^ ^ ^, ^^ ^^ ^
Backer und Schlächter b^^m^n^ch^^^^ ^^ ^, ^^^^^ ^^ ^^^^

^73d 7^ ^lkerung .n der ersten und zwe.ten Abtheilung rerhältnißmäßig ke.ne.
,atzes fu .en H> f ^^ ^^ ^,^^^ Mittheilungdurch die für d.ese segebonen

M^l ^ d7""ungen des Mahl- und Schlachtsteuer-Gese.es beschränkenden Absatz
,"'''' .,„d Backwaaren aus den Städte» .» die be»ac»banen Oerter ke.neswegesund we.t
^ r als d.e Concurrenz der- in den letztern wohnhaften Schlächter und Bäcker m.t den
^"werbecre.benden d.eser Art im Innern der Städte; dennoch aber lehrt die Erfahrung, das,
ungeachtetder Beschränkungen des Mahl- und Schlachtsteuer.Gesetzes, Bäcker und Schlachter
s,cl, ,» den Umgebungen der Städte sehr wohl erhalten können.

Berlin, den 2«. März 1834.

(gez.) Maassen.

H»



v.
NenKschritt

über den Antrag, den Verkauf größerer Staats - Waldungen in der
Meinprovinz nicht weiter statt finden zu lassen.

^n der Nheinprovinz waren früher die Communal-Waldungen unter die Aufsicht der landes¬
herrlichen Forstbeamten gestellt lind die Gemeinen verpflichtet, dafür verhältnißmäßige Beitrage
zu dem Besoldungs-Aufwande zu leisten. Durch diese Beiträge wurden die Kosten, welche
die Administration kleiner landesherrlicherForstgrundstückeverursacht, theilweiseauf die Gemeine-
Waldungen übertragen. Als jene von den Gemeinen drückend gefundene Einrichtung durch
das Gesetz vom Zt. December 181« aufgehoben wurde, konnten die kleinen. Parzellen, aus
denen die landesherrlichen Forsten zum großen Theile dort bestanden, nicht mehr ohne unver-
hältnisimäßige Kosten verwaltet und geschützt werden; sie waren zur Anstellung besonderer
Beamten zu klein und wegen ihrer Entlegenheit doch auch nicht zu angemessenenSchutzbezirken
zu vereinigen.

Da überdies diese Forstgrundstückein Folge der schwierigenBeaufsichtigung schon durch
Diebstahl oder die Ausübung übermäßiger Servitute zum Theil sehr verschlechtertund in den
meisten Fällen zur landwirthschaftlichen Benutzung geeignet waren, so wurden solche nach
sorgfältiger örtlicher Prüfung, sowohl im Interesse der Landes-Cultur, als der Staats-Kasse, von
den zur Administration geeignetenKöniglichen Forsten alisgesondert. Es sind solche ausgesonderte
Stücke nur noch, theils zu Servitut-Abfindungen, theils zum Verkauf, von noch ungefähr 8000
Preusi. Morgen ausgesetzt. Die Abtretung größerer Forsten ist nicht beabsichtigt worden,
geschweige denn geschehen. Vielmehr sind die Anträge der Enverbungslustigen und einzelnen
Local - Behörden , welche auf eine solche Ausdehnung der Forstveräußeruugen gerichtet waren,
von mir stets zurückgewiesenworden. Dabei wird durch Cultur und zweckmäßigeWirthschafts-
Einrichtungen unausgesetzt auf die Erhaltung und Verbesserung der landesherrlichen Forsten
hingewirkt.

Die Fonds, die früher mit auf jene unwichtigen Parzellen verwendet werden mußten,
fließen jelit den zur Beibehaltung bestimmten Forsten ungetheilt zu, so daß in letzteren ihre
Bestimmung desto vollständiger erreicht wird. In den Königlichen Forsten der Rheinprovinz
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werden Mc jährlich gegen 10,000 Morgen Blößen mit Holz angebaut, und über «0,000

Ruthen Entwässerungs- und Schonungsgraben angelegt, die Meliorationen nuthin m e.ner
Ausdehnung betrieben, wie sie zu keiner Zeit noch dort statt gefunden haben.

Durch diese Erhöhung der Production der bleibenden Forsten wird der Abgang der

veräußerten bei weitem überwogen. Es können jetzt 176,000 Klafter Holz jährlich abgenutzt

werden. ....
Die Stände der Rheinprovinz werden hieraus die Ueberzeugung entnehmen, da,! die

bisherigen Forstveräußerungcn der Befriedigung des Holzbedürfnisscs nicht Eintrag thun, im
Gegentheile die Befriedigung durch das, was geschehen, erleichtert ist. Diesen Zweck überall
zu sickern vermag jedoch die Verwaltung der landesherrlichen Forsten nickt.

Die Königlichen Forsten machen in der Rheinprovinz nur ungefähr '/; der gesammten

Waldfiäche aus; '/« von dieser besteht in den Eommunal-, Instituts-, standesherrlichen, Marken-
mid Privat-Waldungen. Die ersteren sind nicht gleichmäßig über das Land vertheilt, sondern

nehmen nur die Hauptgebirgszüge und Hochebenen ein; in den tieferen und angebauteren
Gegenden sind die letzteren gelegen.

Bei diesen Verhältnissen tonnen die landesherrlichen Forsten in der Rheinprovinz den

^olzbedars des Landes nicht decken. Es ist dazu die Mitwirkung der übrigen Waldbesitzer
erforderlich und so lange diese versagt wird, ist selbst die Erhaltung der vorhandenen landes¬
herrlichen Forsten gefährdet, da nach der, aus einer ganz ungebundenen Behandlung der
nicht unter Aufsicht der Staats - Regierung stehenden Waldungen häufig hervorgehenden
Erschöpfung derselben, die Befriedigung der, mit auf die letzteren verwiesenen Bedürfnisse
gewöhnlich den Königlichen Forsten allein zur Last fällt und deren zweckmäßigen Bewirthschaftung
unübersteigliche Hindernisse in den Weg legt.

Berlin, den 26. März 1834.

(gez.) Maassen.



^iii Gesetz über die Controlle des Feingehalts der Gold» und Silberwaaren erschien bisher
bedenklich, da es an einem zuverlcisngenVerfahren zur Feststellung des Feingehalts mangelte.

Im Jahre 1830 erfand Gay.Lussac ein solches. Die erste Abhandlung darüber
wurde im September 1330 gedruckt und gelangte im November hierher. Nach den sofort
angestellten Versuchen zeigte diese Methode jedoch wenig praktischen Werth, indem die dabei
angewendete Flüßigkeit sich so schnell mit der atmosphärischenLuft in Berührung setzte, dasi, um
richtige Resultate zu erhalten, bei jedem Versuche frische Flüßigkeit mit der größten Genauig¬
keit zubereitet werden musite. Inzwischen wurde bekanin, dasi Gay'öussac seine Erfindung
durch neue Entdeckungen vervollkommnet habe, und dcmnt beschäftigt sey, sie ausfuhrlich
zu beschreiben. Seine im Jahre 1332 mit Kupfern herausgegebene Instrucnon erhielten wir
Anfangs 1838; der zu ihrer Anwendung erforderlicheApparat kam erst im Juni an. Vom
Juli bis September sind Versuche gemacht, im September ist Auftrag zur Verfertigung von
Mensur-Stäben nach preußischem Maaße und Gewichte ertheilt worden, die im Januar des
laufenden Jahres abgeliefert sind.

Das in Nede stehende Gesetz ist eins von denen, dessen Ausführung durch mancherlei
Vorkehrungen eingeleitet werden muß, damit durch Zuverlaßigkeit des Apparats und durch
richtige Behandlung desselben jeder Zweifel über die Gerechtigkeit der darauf sich gründenden
Entscheidung beseitigt werde.

Berlin, den iz. März 1824.

(gez.) von Schuckmann.
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